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Gesetz iiber die Unterstiitzung Bediirftiger * (Kantonales
Unterstiitzungsgesetz, UG)

Vom 3. Dezember 1978 (Stand 1. Januar 2025)

Vom Volke angenommen am 3. Dezember 1978"

1. Aligemeines

Art. 1 Grundsatz / Begriff

! Bediirftig ist, wer fiir seinen Lebensunterhalt und den seiner Familienangehorigen
mit gleichem Wohnsitz nicht hinreichend oder nicht rechtzeitig aus eigenen Mitteln
aufkommen kann.

? Die Unterstiitzungshilfe besteht in der Ausrichtung von Geld oder Naturalien an
die Bediirftigen und in den Massnahmen zur Vermeidung drohender oder zur Behe-
bung eingetretener Bediirftigkeit. *

* Als Unterstiitzung gelten nicht:

a) Sozialleistungen, auf die ein Rechtsanspruch besteht;

b)  gesetzlich oder reglementarisch geordnete Gemeindebeitrige;

c¢)  Beitrdge mit Subventionscharakter;

d)  Beitrdge aus besonderen kommunalen Hilfsfonds;

e)  Aufwendungen fiir den Vollzug von Freiheitsstrafen;

f) Aufwendungen eines Gemeindewesens fiir die unentgeltliche Prozessfithrung;
g)  die Ubernahme der Bestattungskosten;

h)  die Bevorschussung von Alimenten gemiss Artikel 293 Absatz 2 ZGB?.

" B vom 12. Juni 1978, 200; GRP 1978/79, 375, 380, 422
? SR 210; siehe dazu GrV iiber die Bevorschussung von Unterhaltsbeitrigen fiir unmiindige
Kinder, BR 215.050

* Anderungstabellen am Schluss des Erlasses
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Art. 2 Unterstiitzung

' Die zustindige Sozialbehdrde bestimmt Art und Mass der Unterstiitzung nach dem
ausgewiesenen Bedarf unter Wiirdigung der ortlichen und personlichen Verhiltnisse.
Sie beriicksichtigt dabei die gesetzlichen Familienlasten der Bediirftigen, allfallige
Krankheitsfille sowie berufliche Ausbildungskosten Jugendlicher, fir welche die
bediirftige Person aufzukommen hat. *

* Bei der Bemessung des Unterstiitzungsbedarfs beriicksichtigt die zustindige Sozi-
albehorde Versicherungsleistungen, andere Sozialzuschiisse sowie Zuwendungen
Dritter.

* Fiir Unterstiitzungsbediirftige gelten in Spitélern, Heimen und anderen Fiirsorge-
einrichtungen die gleichen Tarife wie fiir die ortsansédssigen Einwohner. *

* Fiir den Ersatz solcher Kosten durch den Heimatstaat auslindischer Unterstiitzten
gelten die Regelungen in allfdlligen Staatsvertragen.

> Bei vorldufig aufgenommenen Ausldnderinnen und Ausldndern, die nach diesem
Gesetz finanziell unterstiitzt werden, gelangen fiir die Festlegung der Unterstiit-
zungsleistungen die gleichen Grundsitze zur Anwendung wie bei der Unterstiitzung
von Asylsuchenden. *

® Bei Auslidnderinnen und Auslindern, die ihren wirtschaftlichen, sozialen und kultu-
rellen Integrationspflichten ohne entschuldbaren Grund nicht nachkommen, sind die
Unterstiitzungsleistungen zu kiirzen. In schweren Féllen konnen diese auf die Not-
hilfe reduziert werden. *

7 Auslénderinnen und Auslénder, die iiber kein Aufenthaltsrecht verfligen oder sich
aufgrund eines bewilligungsfreien Aufenthaltes in der Schweiz befinden, ist aus-
schliesslich Nothilfe zu gewéhren. *

Art. 3% Andere Massnahmen

' Die Sozialbehorde geht den Ursachen der Bediirftigkeit nach und stellt gegebenen-
falls zur Vermeidung drohender oder zur Behebung eingetretener Bediirftigkeit bei
der Erwachsenenschutzbehdrde die erforderlichen Antrage. Solche Antrdge konnen
auch vom Amt fiir Soziales gestellt werden.

Art. 4 Pflichten der Unterstiitzten *

! Die zu unterstiitzende und die unterstiitzte Person sind verpflichtet, jede sachdienli-
che Auskunft zu erteilen, die nétigen Unterlagen beizubringen sowie den mit der
Unterstiitzungsleistung verbundenen Auflagen der Sozialbehdrden Folge zu leisten.

* Sie sind zudem verpflichtet, wihrend zehn Jahren nach der letzten Leistungsaus-
richtung relevante Verdnderungen in ihren Einkommens- und Vermdgensverhéltnis-
sen der Behorde zu melden, die zuletzt unterstiitzt hat. *

Art. 4a * Sicherung der Beitriage

! Beitriige im Sinne dieses Gesetzes sind nicht abtretbar. Jede Abtretung von Bei-
tragsanspriichen ist nichtig.
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2. Leistungen der Wohnortsgemeinde *

Art. 5* Zustdandigkeit fiir die Unterstiitzung

! Die Unterstiitzungspflicht obliegt der politischen Gemeinde, in welcher die bediirf-
tige Person ihren Wohnsitz hat. *

? Die bediirftige Person hat ihren Wohnsitz in der Gemeinde, in welcher sie sich mit
der Absicht dauernden Verbleibens aufhilt. *

’ Bei blossem Aufenthalt obliegt die Unterstiitzungshilfe fiir Schweizerinnen und
Schweizer, soweit gemidss Bundesgesetz iiber die Zustdndigkeit fir die Unterstiit-
zung Bediirftiger” eine Unterstiitzungspflicht im Kanton besteht, der Gemeinde, in
welcher sich die bediirftige Person aufhélt. *

*Fiir die Unterstiitzung von Auslinderinnen und Auslindern mit Wohnsitz oder

Aufenthalt im Kanton gelten sinngemiss die Bestimmungen des Bundesgesetzes®. *
5 *

Art. S5a * Unbegleitete Minderjéhrige

! Der Kanton betreut und unterstiitzt unbegleitete Minderjihrige bis zum Abschluss
einer angemessenen Erstausbildung, ldngstens bis zum vollendeten 25. Lebensjahr.

2 Er iibernimmt fiir diese Personen auch die den Wohnsitzgemeinden anfallenden
Kosten von Massnahmen der Kindes- und Erwachsenenschutzbehdrden sowie die
durch die Fiihrung einer Beistandschaft entstehenden Kosten.

* Die durch Bundesbeitrige nicht gedeckten Kosten gemiss den Absitzen 1 und 2
werden auf die Gemeinden im Verhéltnis der stindigen Wohnbevdlkerung verteilt.
Grundlage fiir die jahrliche Verrechnung der Nettoaufwendungen bildet die vom
Kanton gefiihrte Kosten- und Leistungsrechnung des Vorjahrs.

Art. 6 * Wohnsitz

" Begriindung und Aufgabe des Wohnsitzes richten sich nach den Grundsitzen, die
gemiss Bundesgesetz® im interkantonalen Verhéltnis gelten.

2 Verlegt die bediirftige Person den Wohnsitz innerhalb des Kantons, so geht die Un-
terstlitzungspflicht mit sofortiger Wirkung auf die neue Wohngemeinde iiber. *

’ Der Aufenthalt in einem Heim, einem Spital oder in einer anderen Einrichtung so-
wie behordliche oder durch die Kindes- und Erwachsenenschutzbehdrde angeordne-
te Unterbringung in Familienpflege begriindet keinen Unterstiitzungswohnsitz. *

Art. 7%
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Art. 9 *
Art. 10 *

Art. 11 Riickerstattungspflicht
1. Grundsitze *
1 . &%

2 Rechtmissig bezogene Unterstiitzungsleistungen sind ohne Zinsen zu erstatten,
wenn sich die finanziellen Verhiltnisse der unterstiitzten Person verbessern. Es gel-
ten die Artikel 11a bis 11c. *

3 Zu Unrecht bezogene Unterstiitzungsleistungen miissen mit Zinsen zuriickerstattet
werden. *

* Die unterstiitzende Behdrde hat nach Massgabe der geleisteten Hilfe Anspruch auf

den Nachlass der unterstiitzten Person. *

3 Der Riickerstattungsanspruch verjéhrt: *

a) * bei rechtmissig bezogenen Unterstiitzungsleistungen: 10 Jahre nach der letz-
ten Leistungsausrichtung;

b) * Dbei zu Unrecht bezogenen Unterstiitzungsleistungen oder bei Verletzung der
Meldepflicht geméss Artikel 4 Absatz 2: 20 Jahre nach der letzten Leistungs-
ausrichtung;

c) * gegeniiber den Erben der unterstiitzten Person, sofern dieser gegeniiber der
Anspruch noch nicht verjahrt war: ein Jahr nach dem Erbgang.

¢ Die Gemeinden und der Kanton sind berechtigt, die fiir die Riickerstattung notwen-

digen Informationen unabhingig von einer allfalligen Geheimhaltungspflicht auszut-

auschen. *
7 %

Art. 11a * 2. Riickerstattung aus Einkommen

' Verbessern sich die Einkommensverhiltnisse der unterstiitzten Person, so ist sie
riickerstattungspflichtig, soweit dadurch keine neue Bediirftigkeit entsteht.

2 Die Regierung legt die Berechnungsgrundlagen zur Bestimmung des fiir die Riick-
erstattung massgebenden Einkommens fest. Sie orientiert sich dabei an den Richtli-
nien der Schweizerischen Konferenz fiir Sozialhilfe (SKOS).

* Die Riickerstattungspflicht beginnt ein Jahr nach Ende der Unterstiitzung und dau-
ert vier Jahre.

Art. 11b * 3. Riickerstattung bei Vermdgensanfall

! Verbessern sich die Vermdgensverhiltnisse der unterstiitzten Person aufgrund ei-
nes Vermdgensanfalls, so ist sie in diesem Umfang unter Berticksichtigung von Frei-
betrdgen riickerstattungspflichtig.
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? Die Regierung legt die Freibetriige fest. Dabei orientiert sie sich an den Richtlinien
der SKOS.

* Verfiigt die riickerstattungspflichtige Person iiber anderweitiges Vermogen, so re-
duziert sich der Freibetrag um dieses Vermogen.

Art. 11c * 4. Ausnahmen

' Nicht der Riickerstattungspflicht unterliegen Unterstiitzungsleistungen, welche:

a) einer Person bis zum 25. Geburtstag wihrend der Absolvierung einer Erstaus-
bildung ausgerichtet wurden;

b)  im Zusammenhang mit der beruflichen und sozialen Integration stehen;

c) aus Griinden einer Behinderung ergidnzend zur Gesundheitsversorgung der
materiellen Grundsicherung ausgerichtet wurden;

d)  Pramien fiir die obligatorische Krankenversicherung betreffen, die nicht voll-
umfanglich iiber die individuelle Pramienverbilligung gedeckt wurden.

2 Die Regierung kann weitere Ausnahmen vorsehen. Sie orientiert sich dabei an den

Richtlinien der SKOS.

Art. 12 *

Art. 13 Streitigkeiten

1 %

2 Uber Streitigkeiten, die sich aus der Anwendung des Unterstiitzungsgesetzes erge-
ben, entscheidet das Obergericht. *

? Bei der Anwendung des Gesetzes gelten sinngemiss die Grundsitze des Bundesge-
setzes?, soweit dieses Gesetz nicht selbst Vorschriften enthlt.

3. Leistungen des Kantons

Art. 14 * Aufgaben des Kantons *
' Dem Kanton obliegt die Unterstiitzungspflicht: *

a) * von bediirftigen Personen auf der Durchreise;

b) * von Personen im Asylverfahren sowie vorldufig Aufgenommenen;

c)* von Personen mit einem rechtskriftig abgewiesenen Asylgesuch oder ohne
Aufenthaltsrecht;

d) * in ausserordentlichen Féllen;

e) * von Schweizerinnen und Schweizern mit fahrender Lebensweise, die ganzjah-
rig oder voriibergehend einen dauerhaft bereitgestellten Durchgangs- oder
Standplatz nutzen.

® BG vom 24. Juni 1977 iiber die Unterstiitzung Bediirftiger, SR 851.1
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* Er besorgt den Verkehr mit ausserkantonalen Stellen. *

4. Behorden

Art. 15 Gemeindebehdrden, Organisation
! Die Organisation der Unterstiitzungshilfe ist Sache der politischen Gemeinden. *

2 Vorbehalten bleiben interne Regelungen zwischen der politischen Gemeinde und
der entsprechenden Biirgergemeinde, sofern das Departement fiir Justiz, Sicherheit
und Gesundheit dieser Biirgergemeinde auf Gesuch hin gestattet hat, diese Aufgaben
fiir ihre Biirger anstelle der politischen Gemeinde wahrzunehmen. Das Gesuch ist
innert eines Jahres seit Inkrafttreten des Gesetzes iiber den Lastenausgleich fiir be-
stimmte Sozialleistungen” einzureichen.

Art. 16 Amtliche Ver6ffentlichungen

"In amtlichen Verdffentlichungen diirfen die Beziiger von Unterstiitzungshilfen
nicht namentlich aufgefiihrt werden.

Art. 17 Kantonale Behorden

' Dem kantonalen Sozialdienst obliegt der Verkehr mit ausserkantonalen Stellen so-
wie mit den Gemeinden. Dieser hat auch die Abrechnungen der Gemeinden zu iiber-
priifen. *

? Das zustéindige Departement® erteilt den kommunalen Sozialbehdrden die erforder-
lichen Weisungen fiir den Vollzug dieses Gesetzes.

Art. 18 Aufsicht der Regierung
! Die Regierung iiberwacht die Handhabung dieses Gesetzes.

2 Sie kann Gemeinden, welche die erlassenen Weisungen nicht befolgen, nach vor-
heriger Androhung die iiber diesem Gesetz vorgesehenen Kantonsbeitrdge fiir eine
angemessene Zeit ganz oder teilweise entzichen.

Art. 19 Beratung

' Die zustidndige kantonale Stelle fiir Unterstiitzung steht den Gemeindebehdrden be-
ratend zur Verfiigung.

7 BR 546.300
® DVS
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5. Strafbestimmungen *

Art. 19a * Strafbarkeit
' Sofern die Tat nicht nach anderen Vorschriften mit schwererer Strafe bedroht ist,
wird mit Busse bestraft, wer:

a)  Offentliche oder gemeinniitzige Unterstiitzungshilfe missbrauchlich verwen-
det;

b)  als unterstiitzungsbediirftige Person die ihr gestiitzt auf dieses Gesetz erteilten
Weisungen nicht befolgt.

? Widerhandlungen gegen diese Bestimmungen werden durch die ordentlichen Straf-
behorden beurteilt.

*Das Recht zur Strafanzeige richtet sich nach der Strafprozessordnung” und der
kantonalen Einfiihrungsgesetzgebung'®.

6. Schlussbestimmungen *

Art. 20 *

Art. 20a * Ubergangsbestimmung

! Die Verjihrung des Riickerstattungsanspruches gemiss Artikel 11 gilt auch riick-
wirkend fiir die bereits bezogene Unterstiitzungshilfe.

Art. 21 Inkrafttreten, Aufhebung und Anderung bisherigen Rechtes

! Dieses Gesetz tritt auf den 1. Januar 1979 in Kraft.

? Der Armenfonds ist {iber die Verwaltungsrechnung aufzuldsen.

? Auf den Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes wird das Gesetz iiber die 6ffent-
liche Armenfiirsorge vom 24. April 1955'” aufgehoben.

* Gleichzeitig wird Artikel 31°* Absatz 1 des Gesetzes iiber das Wandergewerbe und
die Spiel- und Filmpolizei vom 16. Oktober 1966'? wie folgt gedndert:'”

? SR 312.0

' BR 350.100

') aRB 1431 und Revision AGS 1967, 356

? BR 935.100

1 Anderungen bisherigen Rechts werden nicht aufgefiihrt.
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Anderungstabelle - Nach Beschluss

luss Inkrafttreten Element Anderung AGS F
03.12.1978 01.01.1979 Erlass Erstfassung -
12.06.1994 01.10.1994 Art. 5§ totalrevidiert -
12.06.1994 01.10.1994 Art. 6 totalrevidiert -
12.06.1994 01.10.1994 Art. 7 aufgehoben -
12.06.1994 01.10.1994 Art. 8 aufgehoben -
12.06.1994 01.10.1994 Art. 10 totalrevidiert -
12.06.1994 01.10.1994 Art. 11 Abs. 1 geéndert -
12.06.1994 01.10.1994 Art. 14 totalrevidiert -
12.06.1994 01.10.1994 Art. 15 Abs. 1 geéndert -
12.06.1994 01.10.1994 Art. 17 Abs. 1 gedndert -
10.12.2008 01.08.2009 Art. 2 Abs. 5 eingefligt -
10.12.2008 01.08.2009 Art. 2 Abs. 6 eingefiigt -
10.12.2008 01.08.2009 Art. 2 Abs. 7 eingefiigt -
16.06.2010 01.01.2011 Titel 5 geéindert 2010, 2406
16.06.2010 01.01.2011 Art. 19a eingefligt 2010, 2406
16.06.2010 01.01.2011 Titel 6. cingefligt 2010, 2406
07.12.2011 01.01.2013 Art. 2 Abs. 3 gedndert -
07.12.2011 01.01.2013 Art. 3 totalrevidiert -
07.12.2011 01.01.2013 Art. 6 Abs. 3 geéndert -
18.11.2014 01.01.2016 Art. 4a eingefiigt 2014-031
18.11.2014 01.01.2016 Art. 5 Abs. 5 aufgehoben 2014-031
18.11.2014 01.01.2016 Art. 9 aufgehoben 2014-031
18.11.2014 01.01.2016 Art. 10 aufgehoben 2014-031
18.11.2014 01.01.2016 Art. 11 Abs. 2 gedindert 2014-031
18.11.2014 01.01.2016 Art. 11 Abs. 5 geéndert 2014-031
18.11.2014 01.01.2016 Art. 11 Abs. 5, a) eingefiigt 2014-031
18.11.2014 01.01.2016 Art. 11 Abs. 5,b) eingefiigt 2014-031
18.11.2014 01.01.2016 Art. 11 Abs. 7 cingefligt 2014-031
18.11.2014 01.01.2016 Art. 13 Abs. 1 aufgehoben 2014-031
18.11.2014 01.01.2016 Art. 14 Titel geéindert 2014-031
18.11.2014 01.01.2016 Art. 14 Abs. 1 geéndert 2014-031
18.11.2014 01.01.2016 Art. 14 Abs. 1, a) eingefiigt 2014-031
18.11.2014 01.01.2016 Art. 14 Abs. 1,b) eingefiigt 2014-031
18.11.2014 01.01.2016 Art. 14 Abs. 1, ¢) cingefligt 2014-031
18.11.2014 01.01.2016 Art. 14 Abs. 1, d) eingefiigt 2014-031
18.11.2014 01.01.2016 Art. 14 Abs. 2 gedindert 2014-031
18.11.2014 01.01.2016 Art. 14 Abs. 3 eingefiigt 2014-031
18.11.2014 01.01.2016 Art. 20a eingefiigt 2014-031
01.09.2016 01.01.2017 Art. 5a eingefligt 2016-030
14.06.2022 01.01.2025 Art. 13 Abs. 2 gedndert 2023-008
21.10.2024 01.01.2025 Erlasstitel gedndert 2025-018
21.10.2024 01.01.2025 Art. 1 Abs. 2 gedindert 2025-018
21.10.2024 01.01.2025 Art. 2 Abs. 1 geéndert 2025-018
21.10.2024 01.01.2025 Art. 4 Titel geéindert 2025-018
21.10.2024 01.01.2025 Art. 5 Abs. 1 geéndert 2025-018
21.10.2024 01.01.2025 Art. 5 Abs. 2 gedndert 2025-018
21.10.2024 01.01.2025 Art. 5 Abs. 3 gedndert 2025-018
21.10.2024 01.01.2025 Art. 5 Abs. 4 gedindert 2025-018
21.10.2024 01.01.2025 Art. 6 Abs. 2 geéndert 2025-018
21.10.2024 01.01.2025 Art. 11 Abs. 1 gedndert 2025-018
21.10.2024 01.01.2025 Art. 11 Abs. 2 geéndert 2025-018
21.10.2024 01.01.2025 Art. 12 aufgehoben 2025-018
21.10.2024 01.01.2025 Art. 14 Abs. 1, d) gedndert 2025-018
21.10.2024 01.01.2025 Art. 14 Abs. 1, ¢) eingefiigt 2025-018
21.10.2024 01.01.2025 Art. 14 Abs. 2 aufgehoben 2025-018
21.10.2024 01.01.2025 Art. 20 aufgehoben 2025-018
22.10.2024 01.01.2025 Art. 4 Abs. 2 eingefiigt 2025-020
22.10.2024 01.01.2025 Titel 2. gedndert 2025-020
22.10.2024 01.01.2025 Art. 11 Titel gedindert 2025-020
22.10.2024 01.01.2025 Art. 11 Abs. 1 aufgehoben 2025-020
22.10.2024 01.01.2025 Art. 11 Abs. 2 geéndert 2025-020
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Beschl Inkrafttreten Element Anderung AGS Fundstell
22.10.2024 01.01.2025 Art. 11 Abs. 3 geéndert 2025-020
22.10.2024 01.01.2025 Art. 11 Abs. 4 geéndert 2025-020
22.10.2024 01.01.2025 Art. 11 Abs. 5, a) geéndert 2025-020
22.10.2024 01.01.2025 Art. 11 Abs. 5, b) geéndert 2025-020
22.10.2024 01.01.2025 Art. 11 Abs. 5, ¢) eingefiigt 2025-020
22.10.2024 01.01.2025 Art. 11 Abs. 6 gedndert 2025-020
22.10.2024 01.01.2025 Art. 11 Abs. 7 aufgehoben 2025-020
22.10.2024 01.01.2025 Art. 11a eingefiigt 2025-020
22.10.2024 01.01.2025 Art. 11b eingefligt 2025-020
22.10.2024 01.01.2025 Art. 11c eingefiigt 2025-020
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Anderungstabelle - Nach Artikel

Element Inkrafttreten Anderung AGS F
Erlass 03.12.1978 01.01.1979 Erstfassung -
Erlasstitel 21.10.2024 01.01.2025 gedndert 2025-018
Art. 1 Abs. 2 21.10.2024 01.01.2025 gedndert 2025-018
Art. 2 Abs. 1 21.10.2024 01.01.2025 gedndert 2025-018
Art. 2 Abs. 3 07.12.2011 01.01.2013 gedndert -

Art. 2 Abs. 5 10.12.2008 01.08.2009 eingefiigt -

Art. 2 Abs. 6 10.12.2008 01.08.2009 eingefiigt -

Art. 2 Abs. 7 10.12.2008 01.08.2009 eingefiigt -

Art. 3 07.12.2011 01.01.2013 totalrevidiert -

Art. 4 21.10.2024 01.01.2025 Titel gedindert 2025-018
Art. 4 Abs. 2 22.10.2024 01.01.2025 eingefligt 2025-020
Art. 4a 18.11.2014 01.01.2016 eingefiigt 2014-031
Titel 2. 22.10.2024 01.01.2025 geéndert 2025-020
Art. 5 12.06.1994 01.10.1994 totalrevidiert -

Art. 5 Abs. 1 21.10.2024 01.01.2025 gedndert 2025-018
Art. 5 Abs. 2 21.10.2024 01.01.2025 gedndert 2025-018
Art. 5 Abs. 3 21.10.2024 01.01.2025 gedndert 2025-018
Art. 5 Abs. 4 21.10.2024 01.01.2025 gedindert 2025-018
Art. 5 Abs. 5 18.11.2014 01.01.2016 aufgehoben 2014-031
Art. 5a 01.09.2016 01.01.2017 eingefiigt 2016-030
Art. 6 12.06.1994 01.10.1994 totalrevidiert -

Art. 6 Abs. 2 21.10.2024 01.01.2025 gedndert 2025-018
Art. 6 Abs. 3 07.12.2011 01.01.2013 gedndert -

Art. 7 12.06.1994 01.10.1994 aufgehoben -

Art. 8 12.06.1994 01.10.1994 aufgehoben -

Art. 9 18.11.2014 01.01.2016 aufgehoben 2014-031
Art. 10 12.06.1994 01.10.1994 totalrevidiert -

Art. 10 18.11.2014 01.01.2016 aufgehoben 2014-031
Art. 11 22.10.2024 01.01.2025 Titel gedindert 2025-020
Art. 11 Abs. 1 12.06.1994 01.10.1994 geéndert -

Art. 11 Abs. 1 21.10.2024 01.01.2025 geéndert 2025-018
Art. 11 Abs. 1 22.10.2024 01.01.2025 aufgehoben 2025-020
Art. 11 Abs. 2 18.11.2014 01.01.2016 geéndert 2014-031
Art. 11 Abs. 2 21.10.2024 01.01.2025 gedndert 2025-018
Art. 11 Abs. 2 22.10.2024 01.01.2025 gedndert 2025-020
Art. 11 Abs. 3 22.10.2024 01.01.2025 gedindert 2025-020
Art. 11 Abs. 4 22.10.2024 01.01.2025 geéndert 2025-020
Art. 11 Abs. 5 18.11.2014 01.01.2016 gedndert 2014-031
Art. 11 Abs. 5, a) 18.11.2014 01.01.2016 eingefiigt 2014-031
Art. 11 Abs. 5, a) 22.10.2024 01.01.2025 gedndert 2025-020
Art. 11 Abs. 5,b) 18.11.2014 01.01.2016 eingefiigt 2014-031
Art. 11 Abs. 5,b) 22.10.2024 01.01.2025 gedindert 2025-020
Art. 11 Abs. 5, ¢) 22.10.2024 01.01.2025 eingefiigt 2025-020
Art. 11 Abs. 6 22.10.2024 01.01.2025 gedndert 2025-020
Art. 11 Abs. 7 18.11.2014 01.01.2016 eingefiigt 2014-031
Art. 11 Abs. 7 22.10.2024 01.01.2025 aufgehoben 2025-020
Art. 11a 22.10.2024 01.01.2025 eingefiigt 2025-020
Art. 11b 22.10.2024 01.01.2025 eingefiigt 2025-020
Art. 11c 22.10.2024 01.01.2025 eingefiigt 2025-020
Art. 12 21.10.2024 01.01.2025 aufgehoben 2025-018
Art. 13 Abs. 1 18.11.2014 01.01.2016 aufgehoben 2014-031
Art. 13 Abs. 2 14.06.2022 01.01.2025 gedndert 2023-008
Art. 14 12.06.1994 01.10.1994 totalrevidiert -

Art. 14 18.11.2014 01.01.2016 Titel geéindert 2014-031
Art. 14 Abs. 1 18.11.2014 01.01.2016 geéndert 2014-031
Art. 14 Abs. 1, a) 18.11.2014 01.01.2016 eingefiigt 2014-031
Art. 14 Abs. 1,b) 18.11.2014 01.01.2016 eingefiigt 2014-031
Art. 14 Abs. 1, ¢) 18.11.2014 01.01.2016 cingefligt 2014-031
Art. 14 Abs. 1, d) 18.11.2014 01.01.2016 eingefligt 2014-031
Art. 14 Abs. 1, d) 21.10.2024 01.01.2025 gedindert 2025-018
Art. 14 Abs. 1, ¢) 21.10.2024 01.01.2025 eingefiigt 2025-018




546.250

Element Beschli Inkrafttreten Anderung AGS Fundstell
Art. 14 Abs. 2 18.11.2014 01.01.2016 gedndert 2014-031
Art. 14 Abs. 2 21.10.2024 01.01.2025 aufgehoben 2025-018
Art. 14 Abs. 3 18.11.2014 01.01.2016 eingefligt 2014-031
Art. 15 Abs. 1 12.06.1994 01.10.1994 geéndert -

Art. 17 Abs. 1 12.06.1994 01.10.1994 gedndert -

Titel 5. 16.06.2010 01.01.2011 gedndert 2010, 2406
Art. 19a 16.06.2010 01.01.2011 cingefligt 2010, 2406
Titel 6. 16.06.2010 01.01.2011 cingefiigt 2010, 2406
Art. 20 21.10.2024 01.01.2025 aufgehoben 2025-018
Art. 20a 18.11.2014 01.01.2016 eingefiigt 2014-031

11




	1. Allgemeines
	Art. 1 Grundsatz / Begriff
	Art. 2 Unterstützung
	Art. 3 * Andere Massnahmen
	Art. 4 Pflichten der Unterstützten *
	Art. 4a * Sicherung der Beiträge

	2. Leistungen der Wohnortsgemeinde *
	Art. 5 * Zuständigkeit für die Unterstützung
	Art. 5a * Unbegleitete Minderjährige
	Art. 6 * Wohnsitz
	Art. 7 * …
	Art. 8 * …
	Art. 9 * …
	Art. 10 * …
	Art. 11 Rückerstattungspflicht 1. Grundsätze *
	Art. 11a * 2. Rückerstattung aus Einkommen
	Art. 11b * 3. Rückerstattung bei Vermögensanfall
	Art. 11c * 4. Ausnahmen
	Art. 12 * …
	Art. 13 Streitigkeiten

	3. Leistungen des Kantons
	Art. 14 * Aufgaben des Kantons *

	4. Behörden
	Art. 15 Gemeindebehörden, Organisation
	Art. 16 Amtliche Veröffentlichungen
	Art. 17 Kantonale Behörden
	Art. 18 Aufsicht der Regierung
	Art. 19 Beratung

	5. Strafbestimmungen *
	Art. 19a * Strafbarkeit

	6. Schlussbestimmungen *
	Art. 20 * …
	Art. 20a * Übergangsbestimmung
	Art. 21 Inkrafttreten, Aufhebung und Änderung bisherigen Rechtes


		2026-10-05T11:46:42+0200
	"7001 Chur"
	"Gesetzessammlung Kanton Graubünden"


	



